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In dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladen:

. . . . o o . l o . 0 . . o o o o . o 0 . o I o .

.*;

hat der 1. Senat des Bundessozialgerichts ehne

mündliche Verhandlung am 26° Juni 1965 unter

Mitwirkung von ' * '°"

Bundesrichter P e n q u i t t
als Vorsitzenden, '

: _
Bundesrichter Dr. H a u g ‚ÜV ?"und
Bundesrichter . Dr„ B u s s ’ '"

als weiteren Berufsrichtcrn,

Bundecsozialrichter G ü n t h e r und

Bundessozialrichtcr Dr. F r i t z e m e y e r
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Lendess zielgerichts Rheinland—Pfalz vom 40° Mai

1961 wird zurückgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen„
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Die Beteiligten streiten um die Zulässigkeit der von der

Beklagten und der beigeladenen Landesversicherungsanstalt

“gegen das erstinstanzliche Urteil eingelegten Berufungen°

In dem Urteil des Sozialgerichts vom 18. März 1960 wurde

die Beklagte unter Aufhebung ihrer ablehnenden Bescheide

vom 12° Juli 19H8 und 15° April 1958 verurteilt‚ den Kläger

vom 1° Dezember 1947 an Rente wegen Berufsunfähigkeit zu

gewähren. Hiergegen legten beide Versicherungsträger Be—

rufung ein„ Bei erneuter Prüfung hielt die Beklagte den
Anspruch für die Zeit von August 1956 an für begründet;

infolgedessen setzte sie durch einen neuen Bescheid vom

5„ November 1960 die Rente für diese Zeit fest und beschränk-
te die Berufung auf die vorhergehende Zeit (Dezember 1947 A

bis Juli 1956)„ Dem schloß sich die Beigeladene an°

Das Landessozialgericht (LSG) gab den Berufungen statt„

Es hielt sie trotz ihrer nachträglichen Beschränkung auf
einen bereits abgelaufenen Zeitraum (% 146 des Sozialge—
richtsgesetzes -_SGG ») für statthafto Maßgebend für die

Zulässigkeit eines Rechtsmittels sei die Zeit seiner Ein—

.legung° Spätere Verminderungen des Beschwerdegegenstandes

seien nur erheblich, wenn sie auf Willkür beruhten° Will-
kürlich hätte aber weder die Beigeladene noch die Beklagte

gehandelt, obwohl diese, ohne daß sich die bei der Bescheid—

erteilung am 15„ April 1958 vorliegenden Verhältnisse in
rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht geändert hätten,

durch ihr eigenes Verhalten, nämlich durch den neuen Be-

scheid vom 5„ November 1960, die Beschränkung der Rechts-

mittel herbeigeführt habe° Dieser Bescheid sei auf Grund
leiner

neuen Prüfung der Sach— und Rechtslage ergangen, bei

der sich die Beklagte von der teilweisen Begründetheit des

Anspruchs überzeugt habe„ Im Interesse des Klägers - auf

Grund ihrer Fürsorgepflicht_--habe sie daraufhin den Anspruch

in diesem Umfang anerkannt und die Berufung auf die vorher-

gehende Zeit beschränkt„ Es sei unerheblich, ob sie das
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schon vor oder bei der Berufungseinlegung hätte tun können.

Dafür, daß sie den ursprünglichen Berufungsantrag nur ge—
lstellt habe,

um den Ausschließungsgrund des 5 446 SGG zu

umgehen, fehle jeder Anhalt°

Der Kläger legte die vom LSG zugelassene Revision ein mit

dem Antrag,
das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufungen

als unzulässig zu verwerfen,

hilfswcise,
die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung

an des LSG zurückzuvcrweisen°

Nach seiner Ansicht hat das LSG die Berufungen zu Unrecht

für statthaft erachtet.

Die Beklagte und die Beigeladene beantragten,
die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten waren damit einverstanden, daß der Senat

ohne mündliche Verhandlung entschied,

Die Revision des Klägers ist zulässig, aber unbegründet.
Das LSG hat zu Recht die Zulässigkeit der Berufungen bejaht.
Als sie eingelegt wurden, betrafen sie den Anspruch auf eine

zeitlich unbegrenzte Rente, Durch die spätere Beschränkung

auf einen abgelaufenen Zci raum sind sie nicht nach 5 446
SGG unstatthaft geworden.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(SozR SGG5 446 Da 5 Nr. 6, Da 4 Nr° 8; BSG 46, 454, 455)

— die mit der Rechtsprechung der Zivilgerichte übereinstimmt
(RG 468, 555; BGH 4, 29; NJW 4954, 274) - richtet sich die
Zulässigkeit eines Rechtsmittels regelmäßig nach dem Zeit—

punkt seiner Einlcgung. Spätere Vorminderungen der Beschwer

sind nur dann von Bedeutung, wenn sie auf einer willkür—

lichen Beschränkung des Rechtsmittcls beruhen‚ Diese Aus-
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nahme ist nötig, um einer Umgehung der Voraussetzungen für
‚die Statthaftigkeit des Rechtsmittels vorzubeugen, und

gerechtfertigt,_weil ein Rechtsmittelkläger, der seine Be-

‘schwer erst Später freiwillig vermindert, keine günstigere
Behandlung verlangen darf als der, der das Rechtsmittel

schon bei der Einlegung beschränkt° ' “

Auf Grund seiner tatsächlichen Feststellungen — gegen die

keine Revisionsgründe vorgebracht und die somit bindend

sind (5 465 SGG) - hat das LSG zutreffend angenommen, daß

weder die Beklagte noch die Beigeladene die Berufungen

"willkürlich, d.h° aus freiem Belieben, eingeschränkt haben,

In dem Verhalten der Beigeladenen liegt schon deshalb keine

solche Willkür, weil sie nur die für sie zwangsläufigen

Folgerungen aus dem Verhalten eines anderen Prozeßbeteilig—

ten, nämlich dem der Beklagten, gezogen-hate Denn nach dem
Erlaß des Bescheids vom 5„ November 4960 hat die Beigeladene

‘ ihr ursprüngliches Berufungsbegehren für die Zeit von August
1956 an sinnvollerweise nicht mehr aufrechterhalten können°

_
Bei der Beklagten läßt sich eine Willkür nicht schon mit
dem Hinweis verneinen, daß sie ihre Prozeßanträge ebenfalls

. nur der durch ihren neuen Verwaltungsakt geschaffenen Lage

_
angepaßt habe° Denn auch wer freiwillig seine Beschwer

dureh ein außerprozessuales Verhalten vermindert und sich

alsdann zur Einschränkung seiner Rechtsmittelanträge ge—
nötigt sieht, muß sich dies bei der Prüfung der Zulässigkeit

seines Rechtsmittels entgegenhalten lassen (BGH, NJW 4951,
274)„ Bei der Beklagten kommt es deshalb mit darauf an, ob

' der neue Verwaltungsdt seinerseits Ausfluß eines freien

Beliebens gewesen ist„ Das hat das LSG zu Recht verneint°
VDer Bescheid vom 50 November 1960 war das Ergebnis einer

Überprüfung der Sach- und Rechtslage, bei der die Beklagte
die teilweise Begründetheit des Anspruchs erkannt hat°

Überzeugt sich aber ein Versicherungsträger bei einer er-

neuten Überprüfung, daß er eine Leistung zu Unrecht (teil—

weise) versagt hat, so steht es nicht in seinem freien

_
Belieben und damit in seiner Willkür, ob er nunmehr dem
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Leistungsbegehren (teilweise) entsprechen will, der Ver-

sicherungsträger ist vielmehr dazu verpflichtet (@54300
EVO, 79 AVG)° Diese Pflicht trifft ihn ohne Rücksicht

arauf, ob der ablehnende Bescheid schon bindend, noch

anfechtber oder bereits engefochten ist oder ob sich die

Verhältnisse seit seinem Erlaß geändert haben°

Der Ausschluß einer die Zulässigkeit des Réchtsmittels_

beeinflussenden Willkür verlangt allerdings noch, daß die

zur Beschränkung führenden Umstände erst nach der Einlegung

des Rechtsmittels eingetreten oder dem Rechtsmittelkläger

erkennbar geworden sind„ Auch das ist hier der Fall. Denn

die Beklagte hat die in Rede stehende Überprüfung erst

na h der Berufungseinlegung vorgenommen und sich damit

ihre dem Bescheid vom 5, November 4960 zugrunde liegende

und für die Berufungsbeschränkung ausschlaggebende Über-

zeugung erst nach diesem Zeitpunkt gebildet„ Ob sie die-

selbe Uberzeugung schon früher hätte gewinnen können, ist

unerheblich„ Darauf käme es allenfalls an, wenn sie die

Überprüfung, um den Berufungsausschließungsgrund des

% 1ä6 SGGzu umgehen, verzögert hätte° Hierfür fehlt
nach den Feststellungen des LSG jedoch jeder Anhalto

Die Rüge einer Verletzung des Verfahrensrechts ist

hiernach unbegründet„ Obgleich der Kläger das angefochtene

Urteil im übrigen nicht beanstandet hat, muß das Re-

visionsgericht, weil die Revision zulässig ist und 3 559
Satz 2 der Zivilprezeßordnung im sozialgerichtlichen

Verfahren entsprechende Anwendung findet (BSG 5, 180, 186;

RG 149, 157), dennoch das Berufungsurteil in sachlich—

rechtlicher Hinsicht nnChprüfen° Insoweit ist jedoch
gleichfalls kein Rechtsirrtum erkennbar. Die Revision

ist daher als unbegründet zurückzuweisen (@ 470 Abs' 4

Satz 4 SGS}°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 _

Die Kostenentscheidung beruht auf € 193 SGG.
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